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Vorwort 

Men, as weil as wornen, do not need political 
rights in order that they rnay govem, but in 
order that they rnay not be rnisgovemed. 

J. St. Mill 

Die vorliegende Untersuchung ist als Dissertation an der Juristischen Fakultät 
der Universität Erlangen-Nürnberg unter der Betreuung von Professor Dr. 
Reinhold Zippelius entstanden. Ute Rosenbusch, die Verfasserin, ist am 
16. Dezember 1997 nach kurzer, schwerer Krankheit gestorben. Daß ihre 
Arbeit posthum erscheint, gebietet nicht nur deren wissenschaftlicher Rang, 
sondern auch der Umstand, daß Ute Rosenbusch das Thema am Herzen lag. 
Die Untersuchung war für sie nicht nur eine Dissertation, und so ist es auch 
mehr als eine Dissertation geworden: das Zeugnis einer Persönlichkeit von 
großer menschlicher und wissenschaftlicher Reife. 

1. 

Ute Rosenbusch wurde am 16. November 1963 im oberfränkischen Pegnitz 
geboren. Ihr Vater ist Professor der Erziehungswissenschaften, ihre Mutter 
Schulpsychologin. Ute war ein sehr begabtes Kind, und sie zeigte bereits früh 
ein besonderes Interesse an Philosophie, Geschichte und Politik. Das Sigena­
Gymnasium in Nürnberg verließ sie mit glänzendem Abitur. Danach studierte 
sie von 1983 bis 1988 in Erlangen, Lausanne und wieder Erlangen Rechtswis­
senschaft. Sie engagierte sich in der Studentenschaft und war insbesondere 
Mitglied des Senates. Das Studium schloß Ute hervorragend, den Vorberei­
tungsdienst wiederum glänzend ab. 1989 heiratete sie Wolfgang Winkler, 
Rechtsanwalt in Erlangen. 
Nach dem Examen zog es Ute, statt in das lukrative Notariat oder in den siche­
ren Justizdienst (fur den sie ein Gewinn gewesen wäre, wie es in einem Stati­
onszeugnis heißt), zur Wissenschaft. Von 1991 an war sie Wissenschaftliche 
Assistentin am Erlanger Institut für Rechtsphilosphie und Allgemeine Staats­
lehre. Wir kennen sie aus dieser Zeit als liebenswerte Kollegin und sehr gute 
Freundin. 

Ute Rosenbusch war ein Mensch von bewundernswerter Bildung. Damit mei­
nen wir nicht nur ihr Wissen, ihre Informiertheit, die uns immer wieder in Er-
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staunen versetzt haben, oder ihre unglaubliche Belesenheit nicht nur in der 
deutschen, sondern auch in der englischen und französischen Literatur (die sie 
im Original las). Insofern verfügte Ute offenbar über das, was Kant einen 
»schönen« Verstand nannte: Mit Leichtigkeit flog ihr alles zu und blieb prä­
sent - vom »plot« eines Krimis bis zu den Einzelheiten der englischen Ge­
schichte. 
Was Ute Rosenbusch aber über diese Wissens-Bildung hinaus auszeichnete, 
hätte man früher wohl Herzensbildung genannt. Ute war warmherzig, freund­
lich, humorvoll, nachsichtig - allerdings auch sehr bestimmt, wenn es um ihre 
Überzeugungen ging. Trotz oder besser wegen ihrer Intelligenz war sie zudem 
nicht einseitig »intellektuell«: Sie hatte Freude an Kunst und Musik (zuneh­
mend klassisch, aber Bob Dylan blieb doch ein Liebling), am Badminton (oft 
mit Mann und Kollegen im Doppel), und sie konnte hervorragend kochen. 
Vor allem aber war Ute jederzeit bereit zu helfen und sich einzusetzen: für das 
Institut ohnehin, für die Fakultät etwa als Studienberaterin und stellvertre­
tende Frauenbeauftragte, für die KollegInnen etwa bei der Mitgestaltung einer 
Veranstaltungsreihe »Frauen im Recht«, für die Freundinnen und Freunde als 
geduldige Zuhörerin und Ratgeberin. Ute war uns allen eine Stütze im Hinter­
grund. Wie tapfer sie war, wie rücksichtsvoll, von welcher heiteren und dank­
baren Größe - das hat sich ganz erst im Leid ihrer Krankheit gezeigt. 
Vielleicht war Utes Tapferkeit gerade die Kehrseite ihrer Zurückhaltung, ihrer 
Scheu vor dem Rampenlicht. Zwar hat sie sich nie gescheut, vorzutreten und 
für ihre Meinung einzustehen - in der Teestunde des Institutes und in der Mit­
tagsrunde der Assistenten ebenso wie gegenüber dem bayerischen Justizmini­
ster wegen seltsamer Einstellungspraktiken. Es hat ihr auch keine Mühe 
gemacht, ihre Studenten zu fesseln - die Studentenschaft hat in einer Trauer­
anzeige der hervorragenden Dozentin gedacht. Aber letztlich blieb Ute doch 
lieber im Hintergrund. Und so zeugt denn auch die Dissertation mehr von 
selbstloser Hingabe an die Sache, von hohem wissenschaftlichem Anspruch 
und Ehrgeiz, als von vordergründigem Karrieredenken. 

II. 

Das Thema der vorliegenden Untersuchung hat sich Ute Rosenbusch selbst 
gesucht. Es war ihr klar, daß noch immer Mut dazu gehört, als Juristin ein 
»Frauenthema« zu bearbeiten. Aber diesen Mut hat sie aufgebracht -letztlich 
aus Liebe zur Wahrheit, zur Gerechtigkeit und zur ganzen Menschheit. 
Das Frauenwahlrecht wurde in Deutschland vor genau achtzig Jahren einge­
führt. Die vorliegende Arbeit dokumentiert akribisch und feinsinnig den Weg 
dorthin. Was Ute Rosenbusch hierfür geleistet hat, hätte durchaus für drei 
Dissertationen gereicht: eine verfassungsgeschichtliche (Teil 1), eine rechts-
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philosophisch-geistesgeschichtliche (Teil 2), eine politisch-rechtsgeschicht­
liehe (Teil 3). Es wird eine Fülle von Material erschlossen und, immer souve­
rän und ganz unprätentiös, zu einem Bild von großer Dichte und Geschlossen­
heit verwoben. Dabei zeigt sich vor allem, wie sehr die staatsbürgerlichen 
Rechte der Frauen letztlich immer im Hinblick auf deren Stellung in der Fa­
milie beurteilt wurden. Allerdings hat sich Ute Rosenbusch im einzelnen jeder 
gewaltsamen Linie, jeder holzschnittartigen Deutung enthalten. Die Darstel­
lung bleibt nüchtern auch dort, wo Unsägliches referiert wird (Fichte), sie 
bleibt stilistisch ein Genuß auch dort, wo die Details ermüden könnten. Wer 
genau hinsieht, wird zudem Utes Ironie und Humor entdecken. 
Angesichts der fairen Untersuchung ist ihr Ergebnis letztlich um so deprimie­
render: Zur Durchsetzung des Frauenwahlrechts kam es nicht deshalb, weil 
die besseren Gründe dafür sprachen. Es hat auch nicht etwa Dankbarkeit für 
den aufopferungsvollen Dienst, den die Frauen dem Vaterland im Krieg, auch 
in öffentlichen Positionen, geleistet hatten, ihnen politische Mitwirkungs­
rechte beschert. Vielmehr war es allein die Gunst der revolutionären Stunde, 
war es der Zufall, daß die verfassunggebende Gewalt gerade in der Hand der 
Sozialdemokratie lag, dem die Weimarer Verfassung das Frauenwahlrecht 
verdankt. Daß dieses Wahlrecht kurze Zeit danach schon als selbstverständli­
che Errungenschaft galt, mag die Vermutung stützen, daß gute Gründe das 
Handeln in weit geringerem Maß bestimmen als Gewohnheit und Opportuni­
tät. 

III. 

Wir haben zu danken: Herrn Professor Dr. Reinhold Zippelius für die Förde­
rung der Arbeit, Herrn Dekan Professor Dr. Harald Siems und Herrn Professor 
Dr. Christoph Link für den Einsatz, mit dem sie die mündliche Doktorprüfung 
ermöglicht und abgenommen haben. Besonderer Dank gilt den Herausgebe­
rinnen für die Aufnahme der Arbeit in die Reihe der Schriften zur Gleichstel­
lung der Frau. Gerade in der wissenschaftlichen Welt ist der Weg dorthin 
noch nicht abgeschlossen. 
Wir sind froh, daß wir der Wissenschaft dieses Buch vorlegen dürfen, wir 
trauern um Ute Rosenbusch. Die »Scientific Community« hat eines ihrer be­
gabtesten Mitglieder verloren, alle, die Ute kannten, einen wunderbaren Men­
schen. 

Nürnberg und Dresden, im August 1998 Dr. Irmgard Gleußner 

Prof Dr. Joachim Lege 
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Einleitung 

1. 

In der repräsentativen Demokratie der Gegenwart ist das Wahlrecht grund­
sätzlich von der Geschlechtszugehörigkeit unabhängig. Dies ergibt sich aus 
dem Wesen der Demokratie selbst. In einem Repräsentativsystem stellen 
Wahlen die Verbindung zwischen zu Vertretenden und Vertretern her. Die 
Organisation der Wahl und insbesondere die Ausdehnung der Wahlberechti­
gung, die von seiten des Staates durch das Wahlrecht festgelegt wird, ent­
scheidet über die Basis, auf die sich die Vertretungskörperschaft stützen will, 
über Chancen und Maß der Durchsetzung des vorhandenen politischen Wil­
lens. In der Demokratie ist es das zum Ursprung aller Staatsgewalt erklärte 
Volk, das in der Wahl seinen politischen Willen kundtut l . 

Will ein demokratisches System sich nicht auf Voraussetzungen stützen, die 
außerhalb seiner Legitimation liegen, so muß das Wahlrecht deshalb grund­
sätzlich alle Angehörigen des als Verfassungsorgan verstandenen» Volkes« 
umfassen. Hängt die Wahlberechtigung etwa vom Geschlecht, den Vermö­
gensverhältnissen, der Rasse oder der Religion ab, so setzt die Anerkennung 
der so bestimmten Vertretung die Akzeptanz nicht allein des Prinzips der 
Volkssouveränität, sondern gleichzeitig auch der zugrunde gelegten Differen­
zierungskriterien voraus, deren Legitimation die unter Beschränkungen 
durchgeführte Wahl nicht vermitteln kann. Demokratie schließt also notwen­
dig staatsbürgerliche Gleichheit ein2• Gleichzeitig ist die Demokratie das ein­

zige politische System, das staatsbürgerliche Gleichheit zwingend in sich 
birgt: »Nur wenn und weil man voraussetzt, daß in Wahlen die Idee demokra­
tischer Legitimität, also die Gleichachtung aller Bürger, weitestmöglich zu 
verwirklichen sei, gebührt jedem Bürger streng und formal gleiches Stimm­
recht.«3 
Die Gleichbewertung aller Staatsbürger bei der Ausübung des Wahlrechts ist 
so eine wesentliche Grundlage der freiheitlich-demokratischen Grundord­
nung des Grundgesetzcs4. Formuliert ist dieser Grundsatz in Art. 38 Abs. 1 

I Vgl. H. Meyer in: Isensee/Kirchhof, Handbuch des Staatsrechts Bd. 2, § 37, Rdn. I ff 
2 Zu diesem Zusammenhang insb.: E. W. Böckenförde in: Isensee/Kirchhof, Handbuch des 

Staatsrechts Bd. I, § 22, Rdn. 41 ff; R. Zippelius, RuG Kap. 26 11, S. 306, m. w. N. sowie 
R. Grawert, Staatsangehörigkeit und Staatsbürgerschaft, in: Der Staat Bd. 23 (1984), 
S. 202 ff; H. Meyer, Wahlsystem und Verfassungsordnung, S. 203. 

3 R. Zippelius, RuG Kap. 26 II 2, S. 320. 
4 BVerfGE 6, S. 84,91; 11, S. 351, 360 f; 41, S. 399, 413; 51, S. 222, 234; in BVerfGE 89, 

S. 155, 171 interpretiert das BVerfG weitergehend das subjektive Wahlrecht als Recht auf 
Demokratie. 
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S. 1 GG, der mit der allgemeinen und gleichen Wahl den Zugang aller Ange­
hörigen des Volkes zum Wahlrecht garantiert und eine Differenzierung nach 
dem Gewicht der einzelnen Stimmen verbietet. Eine Durchbrechung dieser 
Gleichheit im Bereich der staatlichen Willensbildung ist nur aus zwingenden 
Gründen zulässigs. Daß das Geschlecht eine Ungleichbehandlung im Wahl­
recht nicht zu begründen vermag, war den Vätern (und Müttern) des Grundge­
setzes bereits so selbstverständlich, daß eine ausdrückliche Festlegung im 
Wahlrechtsartikel unterblieb 6. Diese Selbstverständlichkeit ist aber bekannt­
lich kein zeitenübergreifendes Faktum. 
Weniger als fünfzig Jahre vor dem Erlaß des Grundgesetzes hatte sich aus 
einer geschlechtsneutralen Formulierung des Wahlgesetzes mit gleicher 
Selbstverständlichkeit der Ausschluß der Frauen ergeben - so erklärte der 
bayerische Gesetzgeber in bezug auf die Voraussetzungen des Landtagswahl­
rechts: 

»Daß zu diesen Voraussetzungen weiterhin auch noch das männliche Geschlecht 
gehört, stand schon bisher nach allgemeiner übereinstimmender Auslegung als 
selbstverständlich fest und bedarf auch im neuen Gesetz nicht der ausdrücklichen 
Erwähnung.« 7 

Bis 1918 hatte man in Deutschland Frauen allein wegen ihrer Geschlechtszu­
gehörigkeit ohne weiteres das Wahlrecht vorenthalten. Auch in den meisten 
anderen Staaten der Welt ist das Frauenwahlrecht erst eine Errungenschaft des 
20. Jahrhunderts. 
Der aus heutiger Sicht evidente Zusammenhang von Demokratie, Gleichheit 
und staatsbürgerlicher Gleichberechtigung der Geschlechter stellt also ein re­
lativ neues Ergebnis der verfassungsgeschichtlichen Entwicklung dar. Diese 
Entwicklung läßt sich als Prozeß interpretieren, der gekennzeichnet ist durch 
eine immer zunehmende Bedeutung der demokratischen Legitimation und da­
mit zugleich durch eine Ausweitung des Kreises derjenigen, deren Zustim­
mung man für notwendig erachtete. Der Gleichheitsgedanke erscheint dabei 
als Motor der demokratischen Entwicklung, seine praktische Umsetzung als 
deren Folge. So schreibt Reinhold Zippelius über den Gedanken der staatsbür­
gerlichen Gleichheit, dessen ethische Rechtfertigung er auf die Kantsche 
Ethik zurückführt: »Diese Idee verlieh der unaufualtsam vordringenden 
Demokratie ihre Legitimität, motivierte die Gleichstellung aller Staatsbürger, 

5 BVerfGE 8, 69; 14, 132; 41,12;51,234; 69,106. 
6 Eine Ungleichbehandlung ist aber selbstverständlich durch Art. 3 Abs. 2 und 3 GG unter­

sagt. Im Parlamentarischen Rat wurde nicht über das Frauenwahlrecht, sondern über die im­
mer noch aktuelle Frage der Gewährleistung einer tatsächlichen Repräsentation von Frauen 
verhandelt, vgl. dazu K. Eulers, Frauen im Wahlrecht, S. 45 ff. 

7 Begründung zum Entwurf eines Landtagswahlgesetzes v. 28.9.1903, Verhandlungen der 
Kammer der Abgeordneten, 33. Landtag, 4. Beilage, Beil. Bd. 13, S. 327. Vgl. i. einzelnen: 
Teil I A III 2 b). 
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verdrängte die einem allgemeinen und gleichen Wahlrecht entgegenstehenden 
Besitzqualifikationen ... und führte schließlich auch zur staatsbürgerlichen 
Gleichstellung der Geschlechter.«8 Die Gleichberechtigung der Frauen im 
Wahlrecht erscheint so als notwendige Konsequenz einer allgemeinen Ent­
wicklung, als jüngster Schritt hin zur staatsbürgerlichen Gleichheit9. 

Der von der Warte staatsphilosophischer Betrachtung aus evidente Zusam­
menhang zwischen Demokratie, Gleichheit und Wahlrechtserweiterung reali­
sierte sich im historischen Fortgang jedoch nicht bruchlos und noch weniger 
von selbst. Dies gilt, wie vor allem Otto Dann10 nachgewiesen hat, für die 
staatsbürgerlichen Rechte im allgemeinen. Aber auch die Einbeziehung der 
Frauen in den Kreis der Wahlberechtigten war in der geschichtlichen Ent­
wicklung nicht die zwangsläufige Konsequenz einer demokratischen Verfas­
sungsordnung. Dies läßt sich im internationalen Vergleich vor allem am Bei­
spiel Frankreichs und der Schweiz belegen. Frankreich hatte ein allgemeines 
Männerwahlrecht schon 1848 eingeführt und war von 1871 an als Republik 
verfaßt - die Zulassung der Frauen zum Wahlrecht ließ aber bis zum Ende des 
Zweiten Weltkriegs auf sich warten 11. Die Schweiz, vielen ein Mutterland der 
Demokratie, gewährte auf Bundesebene erst 1971 das Frauenwahlrecht, auf 
der kantonalen Ebene war ein Urteil des Schweizerischen Bundesgerichts er­
forderlich, um 1990 die Gleichberechtigung der Geschlechter im Wahlrecht 
endgültig durchzusetzen l2 . Auch die Anstrengungen, die vor allem in England 
und den Vereinigten Staaten, den Ländern mit den stärksten Frauenstimm­
rechtsbewegungen, erforderlich waren, um den Ausschluß des weiblichen Ge­
schlechts vom Wahlrecht zu durchbrechen l3 , zeigen, daß die Gewährung des 
Frauenwahlrechts zumindest für die Zeitgenossen keineswegs zwangsläufig 
auf die Erweiterung des Wahlrechts rur Männer folgte. 

8 R. Zippelius, RuG Kap. 26 I I S. 307, AStL § 34 II I, S. 338. 
9 V gl. auch M. Kriele, Einführung in die Staatslehre, S. 224 f. 
10 Gleichheit und Gleichberechtigung, insb. S. 132 ff; vgl. zum Wahlrecht auch H. Meyer, 

Wahlsystem und Verfassungsordnung, S. 83 ff. 
11 Die Zulassung der Frauen wurde 1944 in Algerien beschlossen. Zu den vorangegangenen 

Auseinandersetzungen: A. u. N. du Roy, Citoyennes, insb. S. 205 f; Hause/Kenney, 
Women's Suffrage und Social Politics in the French Third Republic, insb. S. 169 ff, 180 f; 
R. Huard, Le suffTage universei en France, S. 340 ff., 362. 

12 Urteil v. 27.11.1990, Entscheidungen des Schweizerischen Bundesgerichts Bd. 116, Teil I, 
Nr. 56, S. 359 ff Das Urteil richtete sich gegen den Kanton Appenzell/lnnerrhoden. Bis zu 
dieser Entscheidung wurde das von 1981 an in der Schweizerischen Bundesverfassung fest­
geschriebene Gebot der Gleichberechtigung der Geschlechter (Art. 4 Abs. 2 der BV) auf die 
kantonalen Wahlen nicht angewendet. 

13 Zur englischen Stimmrechts bewegung vgl. vor allem: R. Strachey, The Cause, insb. 
S. 103 ff; 287 ff; C. Rover, Women's SuffTage and Party Politics in Britain; aus feministi­
scher Sicht: S. K. Kent, Sex and Suffrage in Britain, insb. S. 184 ff. Zur Geschichte der 
WSPU, der militanten »Suffragetten«, ehr. Pankhurst, Unshackled. How we won the Vote; 
und B. Clemens, Zur Geschichte der englischen Stimmrechts bewegung, in: Chr. Wickert, 
Hrsg, Heraus mit dem Frauenstimmrecht. Zu den Vereinigten Staaten v. a.: E. Flexner, Hun­
dert Jahre Kampf; A. S. Kraditor, The Ideas ofthe Woman Suffrage Movement; und E. Du­
Bois, Feminism and Suff rage. 
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Dies begründet die Annahme, daß die Durchsetzung der staatsbürgerlichen 
Gleichberechtigung der Frau zwar zweifellos Teil eines allgemeinen Fort­
schritts hin zur Gleichheit war, bedingt durch die Spezifika des Geschlechter­
verhältnisses aber auch Besonderheiten aufweist, die eine eigenständige Aus­
einandersetzung erfordern. Berücksichtigt man weiterhin, daß es sich im­
merhin um die Hälfte der Bevölkerung handelte, die vom Wahlrecht zunächst 
ausgeschlossen blieb, so rechtfertigt der aus einer Analyse der Wahlrechtsent­
wicklung im Hinblick auf die Einbeziehung der Frauen zu erwartende verfas­
sungsgeschichtliche Erkenntnisgewinn auch aufgrund der Breite der Betrof­
fenheit eine eingehende Untersuchung. 

II. 

Die deutsche verfassungsgeschichtliche Forschung hat dennoch der Entwick­
lung hin zur Gleichberechtigung der Frau im öffentlichen Leben bislang nur 
wenig Beachtung geschenkt. Die verbreiteten Gesamtdarstellungen beschrän­
ken sich in der Regel auf den Hinweis, daß die Novemberrevolution und die 
Weimarer Reichsverfassung neben anderen Wahlrechtsänderungen auch die 
Einbeziehung der Frauen in den Kreis der Wähler gebracht habe!4. Auch Mo­
nographien zum Wahlrecht gehen auf die Frage des Frauenwahlrechts in der 
Regel nicht ein!5. Im Rahmen von Einzeldarstellungen wird die Stellung der 
Frau in erster Linie von Otto Dann in seinem grundlegenden Werk zur Ge­
schichte des Gleichheitsbegriffes behandelt!6, außerdem relativ ausfiihrlich 
von Hans-Jürgen Böhme in seiner Abhandlung zu politischen Rechten in der 
Naturrechtslehre des 18. Jahrhunderts und in der Staatstheorie des Frühkonsti­
tutionalismus 17• Kathrin Eulers widmet einen Teil ihrer Dissertation »Frauen 

14 Vgl. H. Boldt, DtVerfG Bd. 2, S. 225; F. Hartung,DtVerfG S. 313; auch E. R. Huber äußert 
sich zu den Hintergründen der Einfiihrung des Frauenwahlrechts nicht (vgl. DtVerfG Bd. 5, 
S.793, 1067); ebensowenig O. Kimminich, DtVerfG, S. 486; C. F. Menger, DtVerfG der 
Neuzeit, S. 168, Rdn. 338; Mitteis/Lieberich, DtRG, Kap. 48 IV I, S. 454; D. Willoweit, Dt­
VerfG, § 37 11, S. 281. Wenig mehr vermeldet M. Botzenhart, der sich aber immerhin kurz 
zu den Folgen des Frauenwahlrechts äußert (DtVerfG, S. 136, 158); ähnlich H. Fenske, Dt­
VerfG, S. 41,43. E. Forsthoff geht auf die Wahlrechtszulassung der Frauen gar nicht ein, 
obwohl er sich mit den Folgen des Verhältniswahlsystems relativ ausfiihrlich auseinander­
setzt (DtVerfG der Neuzeit, S. 169 f.). 

15 H. Meyer vermeldet nur: »Selbstverständlich bezog es [das allgemeine Wahlrecht, Verfl 
sich nur auf die Männer. Das erste Frauenwahlrecht ist in Europa erst 1902 eingefiihrt wor­
den, in England erst 1928 und in der Schweiz im wesentlichen erst 1971.« (Wahlsystem und 
Verfassungsordnung, S. 90, FN. 31). In den Arbeiten zur Geschichte des Wahlrechts von 
H. Boberach (Wahlrechtsfragen im Vormärz), W. Gagel (Die Wahlrechtsfrage in der Ge­
schichte der deutschen liberalen Parteien 1848-1918) und R. Patemann (Der Kampf um die 
preußische Wahlreform vor dem Ersten Weltkrieg) spielt die Frauenfrage keine Rolle. 

16 Zum Gleichheitsbegriff in der bürgerlichen Frauenbewegung: Gleichheit und Gleichberech­
tigung, S. 236-248. 

17 Politische Rechte des einzelnen in der Naturrechtslehre des 18. Jahrhunderts und in der 
Staatstheorie des Frühkonstitutionalismus, insb. S. 23-33; 100-103. 
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im Wahlrecht«, deren eigentlicher Gegenstand die Diskussion rechtlicher 
Möglichkeiten zur Verbesserung der politischen Partizipation von Frauen in 
der Gegenwart bildet, der Zusammenfassung der Geschichte des Frauenwahl­
rechts in Deutschland. Sie beschränkt sich allerdings, ihrer AufgabensteIlung 
entsprechend, auf das Reichstagswahlrecht und einen Überblick zur außerpar­
lamentarischen Stimmrechts bewegung 18. 

Die mittlerweile umfangreiche Literatur zur Geschichte der deutschen Frau­
enbewegung, die sich auch mit der Frauenstimmrechtsbewegung beschäf­
tigtl9, wurde in der verfassungsgeschichtlichen Forschung, anders als in der 
Geschichtswissenschaft20, kaum rezipiert. In dieser Literatur spielen wie­
derum die verfassungsgeschichtlichen und rechtlichen Grundlagen der Frau­
enrechtsforderungen in der Regel nur eine untergeordnete Rolle. Dies gilt 
auch für die Geschichte der Frauenstimmrechtsbewegung, die Christ! Wickert 
vorgelegt hat21 • Das Verhältnis von Frauen und Recht hat vor allem Ute Ger­
hard in grundlegenden Arbeiten untersucht; die Frage der politischen Gleich­
berechtigung ist aber nur ein Teilaspekt ihrer Darstellungen22 • Die Historike­
rin Ute Frevert wählt die Wahlrechtsfrage als Fallstudie im Rahmen einer po­
litischen »Topographie« des Geschlechterverhältnisses im Wandel vom 18. 
zum 20. Jahrhundert und liefert die derzeit beste Zusammenfassung der De­
batte, ihrer Zielstellung entsprechend aber keine umfassende Analyse der 
Rechtsentwicklung oder der Stimmrechtsbewegung23 . Eine zusammenfas­
sende Darstellung des Weges zum politischen Frauenwahlrecht in Deutsch­
land liegt bisher nicht vor. Die vorliegende Arbeit versucht, diese Lücke zu 
schließen. 

18 Frauen im Wahlrecht, S. 19-44. Von der selben Autorin (unter ihrem Mädchennamen 
K. Heepe) auch: Zur Geschichte des Frauenwahlrechts, in: Jura 1989, S. 232 ff. 

19 Vor allem: zur bürgerlichen Frauenbewegung B. Greven-Aschoff, Die bürgerliche Frauen­
bewegung in Deutschland 1894-1933; R. J. Evans, The Feminist Movement in Germany 
1894-1933; B. Clemens, Menschenrechte haben kein Geschlecht. Zur sozialdemokratischen 
Frauenbewegung: H. Niggemann, Emanzipation zwischen Sozialismus und Feminismus; 
S. Richebächer Uns fehlt nur eine Kleinigkeit. Deutsche proletarische Frauenbewegung 
1890-1914; und ebenfal1s R. J. Evans Sozialdemokratie und Frauenemanzipation im deut­
schen Kaiserreich; außerdem die neueste und beste Gesamtdarstel1ung: U. Gerhard, Uner­
hört. Die Geschichte der deutschen Frauenbewegung. 

20 Vgl. etwa die Kapitel: Frauenbewegung in den Standardwerken zur Deutschen Geschichte 
des 19. Jahrhunderts von Th. Nipperdey (Deutsche Geschichte 1866-1918, Bd. I, S. 83-95) 
und H.-U.Weh1er (Deutsche Gesel1schaftsgeschichte 1849-1914, S. 1090-1097). 

21 Heraus mit dem Frauenwahlrecht. Die Kämpfe der Frauen in Deutschland und England um 
die politische Gleichberechtigung. 

22 Vgl. vor al1em: Verhältnisse und Verhinderungen. Frauenarbeit, Familie und Rechte der 
Frauen im 19. Jahrhundert; und: Gleichheit ohne Angleichung. Frauen im Recht (zum Frau­
enstimmrecht insb. S. 111-116, S. 134-138). 

23 »Mann und Weib, und Weib und Mann«. Geschlechterdifferenzen in der Moderne, S. 61-
133. 
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III. 

Die Arbeit setzt es sich zum Ziel, den Weg zur Einführung des Frauenwahl­
rechts in Deutschland darzustellen. Dabei beschränkt sie sich nicht darauf, 
den Ablauf der Ereignisse nachzuzeichnen, sondern strebt zugleich an, die 
Begründungen zu analysieren, auf die der Ausschluß der Frauen gestützt wor­
den war und zu ermitteln, welchen Umständen das Frauenwahlrechts seine 
Durchsetzung letztlich verdankte. Es wird also untersucht, ob und in welcher 
Form die Geschlechtszugehörigkeit als Differenzierungskriterium im Wahl­
recht diente, warum diese Differenzierung bestand und aus welchen Gründen 
sie schließlich aufgegeben wurde. 
Damit steht die Bedeutung des Geschlechtsunterschieds für das Wahlrecht 
und damit für die Beziehung des einzelnen zum Staat im Mittelpunkt. Ent­
scheidend ist also die Stellung, die dem weiblichen Geschlecht in Staat und 
Gesellschaft zugeschrieben wurde. Die Untersuchung soll jedoch nicht iso­
liert erfolgen. Die Geschichte des Frauenwahlrechts läßt sich nicht allein aus 
der Rolle der Frau erklären - sie war zugleich Teil der allgemeinen Wahl­
rechtsentwicklung, wurde durch Umstände beeinflußt, die unabhängig vom 
Geschlechterverhältnis bestanden. Für die Bestimmung des Kreises der Wahl­
berechtigten ist damit zugleich entscheidend, welche Funktion das Wahlrecht 
in einer bestimmten staatlichen Ordnung hat oder haben soll. Es wird also vor­
ausgesetzt, daß die Frage des Frauenwahlrechts sowohl Teil der Frauenfrage 
als auch der Wahlrechtsfrage war - zu klären bleibt, wie sich das Verhältnis 
im einzelnen gestaltete. 
Dieser Zielsetzung entsprechend gliedert sich die Untersuchung in drei 
Teile. 
Der erste Teil der Arbeit (Teil 1) versucht, die Zusammenhänge zwischen der 
allgemeinen Wahlrechtsentwicklung und der Stellung der Frau im Wahlrecht 
für den Zeitraum bis 1918 anhand der gesetzlichen Grundlagen nachzuzeich­
nen. Der Darstellung der Wahlrechtsbestimmungen geht dabei jeweils eine 
Einführung zur Stellung der gewählten Organe und damit zur Funktion des 
Wahlrechts voraus. Zugleich werden die Bestimmungen des (Staats-)Ange­
hörigkeitsrechts (A I, B I) behandelt, die nach hier vertretener Auffassung als 
Voraussetzung des Wahlrechts die Basis der politischen Beteiligungsrechte 
bilden. Die Darstellung beschränkt sich nicht auf das parlamentarische Wahl­
recht (A), sondern bezieht das Kommunalwahlrecht (B) und Wahlrechtsrege­
lungen in anderen öffentlich-rechtlichen Körperschaften (C) in die Betrach­
tung ein. 
Ziel des Ersten Teils ist es zum einen, nach» Vorläufern« der Zulassung der 
Frauen zum parlamentarischen Wahlrecht zu suchen, also zu fragen, inwie­
weit sich in bestimmten Bereichen eine Einbeziehung der Frauen bereits an-
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kündigte. In diesem Zusammenhang steht auch die Frage, ob sich in bezug 
auf die Wahlrechtsentwicklung bis 1918 von einer Tendenz hin zur staatsbür­
gerlichen Gleichheit sprechen läßt und wie sich allgemeine Wahlrechtsrefor­
men auf die Stellung der Frau auswirkten. Zugleich wird in diesem Abschnitt 
der Versuch unternommen, aus der Systematik der rechtlichen Regelungen 
selbst Schlußfolgerungen daftir abzuleiten, warum das weibliche Geschlecht 
im wesentlichen von den politischen Rechten ausgeschlossen blieb. Auch in 
diesem Zusammenhang sind die Bestimmungen des Angehörigkeitsrechts re­
levant, da sie im Gegensatz zu den Wahlrechtsbestimmungen Frauen mitein­
bezogen. 
Auf der Grundlage der so gewonnenen Ergebnisse versucht der zweite Teil 
(Teil 2), die Hintergründe des fortdauernden und nahezu umfassenden Aus­
schlusses der Frauen von politischen Rechten zu erhellen. Er beschäftigt sich 
schwerpunktmäßig zunächst mit der Herausbildung des modemen Staatsbür­
gerbegriffes an der Wende vom 18. zum 19. Jahrhundert (A). Dieser Zeitraum 
wird ausftihrlich dargestellt, weil sich hier noch eine relative Offenheit politi­
schen Rechten von Frauen gegenüber zeigt. Im Anschluß wird die Weiterent­
wicklung dieses Begriffes bis zum ausgehenden 19. Jahrhundert (B) insbeson­
dere im Hinblick auf die sich entwickelnden politischen Strömungen umris­
sen. Die Darstellung versucht, sowohl die Position der verschiedenen Denker 
in bezug auf die Bedeutung des Wahlrechts als auch ihre Sichtweise der Stel­
lung der Frau deutlich zu machen. Den Ergebnissen des Ersten Teils entspre­
chend wird im Zusammenhang des letzteren Punktes besonders die Stellung 
der Frau in der Familie berücksichtigt. 
Dabei ist die Darstellung in doppelter Hinsicht beschränkt. Zum einen bezieht 
sie sich nur auf die Entwicklung individueller politischer Rechte, vor allem 
des Wahlrechts, und damit auf einen begrenzten historischen Zeitraum: Zu 
Beginn dieser Epoche bestand ein relativ klar definiertes Verständnis des Ver­
hältnisses zwischen Frau, Familie und Staat. Nach der Entstehung dieses Ver­
ständnisses und damit nach den Ursprüngen der Unterordnung der Frau in 
Staat und Gesellschaft fragt die vorliegende Arbeit nicht. Zum anderen kon­
zentriert sich die Darstellung auf die in der deutschen Staatslehre ftir den Aus­
schluß der Frauen entwickelten Rechtfertigungsmuster. Deren sozialge­
schichtliche Hintergründe sind nicht ihr eigentlicher Gegenstand. Den Wirk­
lichkeitsbezug der dargestellten Theorien soll vielmehr die Gegenüberstel­
lung mit den zeitgenössischen zivilrechtlichen Kodifikationen ermitteln. 
(A IV, B V). Der Zweite Teil gibt damit wieder, wie Staatslehre und Gesetz­
gebung die Stellung der Frau sehen wollten. Das so entstandene Bild spiegelt 
die Lebensrealität der deutschen Frauen des 19. Jahrhunderts selbstverständ­
lich nur in einem Ausschnitt wider. Dies gilt vor allem ftir ihre Stellung in der 
Familie. Deren (rechtlich und in letzter Konsequenz auch praktisch) hierarchi-
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sche Struktur wirkte sich gerade unter den Bedingungen einer akzeptierten 
und als selbstverständlich vorausgesetzten geschlechtsspezifischen Arbeits­
teilung im Alltagsleben in der Regel nicht so deutlich beschränkend aus, wie 
es die Rechtslage nahelegt. Ehe und Familie als Institutionen wurden, wie aus 
der Geschichte der Frauenbewegung belegt, von der Mehrzahl der Frauen als 
in hohem Grade schützenswert erachtet. 
Im Anschluß an die Rechtslage und die Theoriekonzepte werden zu deren 
Rechtfertigung im dritten Teil (Teil 3) die Auseinandersetzungen um das 
Frauenwahlrecht behandelt. Dabei geht es zunächst um die Entstehung und 
den Stellenwert der Frauenwahlrechtsforderung in der bürgerlichen Frauen­
bewegung einerseits und der Sozialdemokratie andererseits. Es geht also um 
die Ansprüche der Frauen selbst und deren Begründungskonzepte. Schon an 
diesem Punkt soll auch deutlich werden, inwieweit es Unterschiede zwischen 
den Positionen einzelner Vertreterinnen gab (A I). Dieser Differenz innerhalb 
der Frauenbewegung selbst wird dann zunächst anhand des Zusammenhanges 
von Frauenwahlrechtsfrage und allgemeiner Wahlrechtsfrage und der Rolle 
der Frauen in den verschiedenen Parteien nachgegangen (A II), im folgenden 
auch im Hinblick auf die Wirksamkeit der gemäßigten Frauenbewegung in 
den Gemeinden und für das Kommunalwahlrecht (A III). Ein eigenes Kapitel 
ist sowohl den Veränderungen, die der Erste Weltkrieg für die Wahlrechts­
frage mit sich brachte (B), wie auch der Einführung des Frauenwahlrechts in 
der Novemberrevolution (C) gewidmet. 
Der Dritte Teil beschäftigt sich also vorwiegend mit der Bewegung für das 
Frauenstimmrecht. Der mit dieser Konzentration verbundenen Gefahr, die 
Bedeutung der Stimmrechtsbewegung im allgemeinen politischen Kontext zu 
überschätzen, soll vor allem durch eine Auswertung der Parlamentsverhand­
lungen auf Reichs- und Landesebene begegnet werden, soweit sie sich mit 
dem Frauenwahlrecht beschäftigen (A IV, B IV). Diese Analyse muß auch 
Aufschluß darüber geben, inwieweit von Fortschritten in Richtung auf die po­
litische Gleichberechtigung der Frau und damit von Erfolgen der verschiede­
nen Richtungen der Stimmrechtsbewegung gesprochen werden kann. Im Er­
gebnis steht dahinter die Frage, auf welche Umstände die Einführung des 
Frauenwahlrechts in Deutschland letztlich zurückzuführen war. 
Es steht nicht in der Absicht der Arbeit, den Gebrauch zu untersuchen, den die 
Frauen im weiteren von den politischen Rechten machten. Zum Abschluß soll 
aber eine kurze Auswertung der ersten wirklich allgemeinen Wahlen auf 
Reichsebene und der Arbeit der aus diesen Wahlen hervorgegangenen verfas­
sungsgebenden Nationalversammlung gerade in bezug auf die im Zweiten 
Teil untersuchten Problemfelder einen Ausblick auf die Chancen realer Parti­
zipation ermöglichen, die das Frauenwahlrecht bot (C IV). 
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IV 

Methodisch stützt sich die Arbeit in Teil 1 in erster Linie auf die Auswertung 
der Gesetzgebung in bezug auf das Wahlrecht und die zugrundeliegenden An­
gehörigkeitsregelungen. Herangezogen wurden auch die zeitgenössischen In­
terpretationen durch Lehre und Rechtsprechung und zum Teil die Gesetzge­
bungsmaterialien. Der Schwerpunkt der Darstellung liegt auf dem Zeitraum 
des Deutschen Reiches; Vollständigkeit konnte angesichts der Fülle der zu be­
handelnden Regelungen nicht angestrebt werden. Dies gilt auch für Teil 2, der 
nicht vorgibt, eine umfassende Auseinandersetzung mit der Staatslehre des 
behandelten Zeitraums zu liefern. Wenn auch versucht wurde, anhand einzel­
ner Vertreter die charakteristischen Denkströmungen zu erfassen, so bleibt die 
Auswahl doch subjektiv. Eine umfassende Auseinandersetzung mit den Wer­
ken der behandelten Autoren konnte im Rahmen der Arbeit nicht vorgenom­
men werden; es schien aber erforderlich, die Aussagen zu Frauen- und Wahl­
rechtsfragen in den Gesamtzusammenhang der jeweils vertretenen Lehre ein­
zuordnen und so nachvollziehbar zu machen. Wesentliches Anliegen war es, 
die Denker im Kontext ihrer Zeit zu erfassen. Dies gilt auch für die Auseinan­
dersetzung mit den verschiedenen Strömungen der Frauenbewegung, die im 
Teil 3 vorgenommen wird. Sie basiert im wesentlichen auf der Auswertung 
der wichtigsten Zeitschriften der Frauenbewegung für diesen Zeitraum; dane­
ben wurde auch die in diesem Bereich mittlerweile zahlreich erschienene Se­
kundärliteratur herangezogen. Die Auswertung der Parlamentsverhandlungen 
zum Thema des Frauenwahlrechts erfolgte systematisch hinsichtlich der 
Reichstagsverhandlungen und der Verhandlungen des preußischen und baye­
rischen Landtags; im übrigen wurden einzelne Debatten untersucht, auf die 
sich in den genannten Frauenzeitschriften Hinweise fanden. 
Zur Begrifflichkeit: Soll der Begriff der Wahl nicht bezogen auf ein bestimm­
tes politisches System, sondern möglichst neutral definiert werden, so bietet 
sich die eher technische Beschreibung Dieter Nohlens24 an, der in der Wahl 
ein Mittel zur Bildung von Körperschaften oder zur Bestellung einer Person in 
ein Amt sieht. Die Wahl unterscheidet sich dabei von anderen Bestellungs­
techniken durch das Wahlverfahren: Die von einer abgegrenzten Wähler­
schaft, den Wahlberechtigten, abgegebenen Stimmen werden nach einem vor­
her festgelegten Maßstab ausgezählt und in Mandate übertragen. Das Wahl­

recht ist dann zum einen der Inbegriff der Rechtsnormen, die die Wahl der Or­
gane regeln. Der Begriff bezeichnet also das objektiv in Bezug auf die Wahl 
geltende Recht. Zum anderen wird auch das Recht des einzelnen, an der Be­
stellung von Organen mitzuwirken, als Wahlrecht bezeichnet - also die Zulas-

24 In: StembergerN ogel, Die Wahl der Parlamente, Bd. 1, 1. Hbbd., S. 2 f. 
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sung zur Wahl, die Stimmberechtigung des einzelnen25 . Hinsichtlich dieses 
Wahlrechts unterscheidet man wiederum zwischen passivem und aktivem 

Wahlrecht - also der Fähigkeit, gewählt zu werden, und der zu wählen. 
In der vorliegenden Untersuchung wird der Begriff des Wahlrechts sowohl im 
objektiven als auch im subjektiven Sinne gebraucht - der unterschiedliche 
Sinngehalt ergibt sich jeweils unschwer aus dem Zusammenhang. Auch eine 
konsequente begriffliche Differenzierung zwischen dem Begriff des Stimm­

rechts im Sinne eines nur aktiven Wahlrechts einerseits und dem Wahlrecht 

als umfassender Berechtigung andererseits erschien nicht angebracht. Wie 
sich schon in der Namensgebung ausdrückt, unterschied die deutsche Stimm­
rechtsbewegung die beiden Begriffe nicht - der Verband für Frauenstimm­
recht etwa trat für die volle staatsbürgerliche Gleichberechtigung ein. Auch in 
der öffentlichen Diskussion wurden »Stimmrecht« und »Wahlrecht« syn­
onym gebraucht. Soweit sich Forderungen oder Zugeständnisse tatsächlich 
nur auf das aktive oder das passive Wahlrecht beziehen, ist dies im Text aus­
drücklich erwähnt. 
Auf das Wahlrecht im subjektiven Sinn beziehen sich die Wahlrechtsbestand­
teile, die nachfolgend zur Beschreibung der dargestellten Wahl systeme ver­
wendet werden. Als allgemein gilt dabei ein Wahlrecht, das grundsätzlich alle 
Staatsangehörigen unabhängig von deren persönlichen Eigenschaften zur 
Wahl zuläßt. Als Verstoß gegen die Allgemeinheit der Wahl sollen dabei nur 
solche Beschränkungen nicht gelten, die auch heute noch bestehen26• Entge­
gen der Terminologie des 19. Jahrhunderts werden deshalb Wahlrechte, die 
Frauen ausschließen, nicht als allgemein bezeichnet27• Die Gleichheit der 
Wahl bezieht sich demgegenüber auf das Gewicht, das der abgegebenen 
Stimme bei der Bestimmung des Wahlergebnisses zukommt. Gleich sind 
Wahlen, die jeder Stimme das gleiche Gewicht für das Wahlergebnis zumes­
sen. Weiterhin lassen sich Wahl systeme danach unterscheiden, ob die Wähler 
die Abgeordneten unmittelbar oder nur durch zwischengeschaltete Wahlmän­
ner bestimmen und ob die Wahl geheim oder öffentlich erfolgt. 
In bezug auf die Geschichte der Frauenstimmrechtsbewegung wurde ver­
sucht, im wesentlichen die zeitgenössische Terminologie zu übernehmen -
dies gilt vor allem für Begriffe wie »gemäßigt« oder »radikal«. Daraus folgt 
auch ein Verzicht auf die Begriffe »Feminismus« und »feministisch«, die in 
der deutschen Frauenbewegung nicht gebräuchlich waren und heute sehr un­
terschiedlich definiert werden. 

25 K. Braunias, Das parlamentarische Wahlrecht, Bd. 2, S. 2. 
26 So vor allem eine Altersbeschränkung (vgl. Art. 38 Abs. 2 GG), die beschränkte Zulassung 

von Auslandsdeutschen (§ 12 Abs. I Nr. 2, Abs. 2 BWahIG), der Ausschluß von Geistes­
kranken (§ 13 Nr. 2 u. 3 BWahIG), und die Möglichkeit der Entziehung des Wahlrechts 
durch Richterspruch als Nebenstrafe (§ 13 Nr. I BWahIG), vgl. dazu L. GramIich, Allge­
meines Wahlrecht, in Grenzen?, in: JA 1986, S. 129 ff. 

27 So auch D. Nohlen, in: SternbergerNogel, Die Wahl der Parlamente, Bd. I, S. 22 f. 
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